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auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Frau Schmidt-Bott, Frau Krieger 
und der Fraktion DiE GRÜNEN 
— Drucksache 1 1/3082 — 


Neofaschistische Verbindungen in der Bundesrepubiik Deutschiand 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 31. Oktober 
1 988 - IS 2 - 612 000/0 - die Kleine Anfrage namens der Bundes- 
regierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Kleine Anfrage enthält u. a. einige Fragen, deren öffentliche 
Beantwortung Aufschluß über das konkrete Beobachtungsfeld 
bzw. den konkreten Erkenntnisstand der Verfassungsschutzbe- 
hörden geben würde. Dies gilt es zu vermeiden, um auch weiter- 
hin eine effektive Beobachtung rechtsextremistischer Bestrebun- 
gen gewährleisten zu können. 

Aus diesem Grund wird in einer Reihe von Antworten auf die 
Vorbemerkung verwiesen, ohne daß hieraus der Schluß gezogen 
werden kann, ob auf die Einzelfrage bezogen verfassungsschutz- 
relevante Erkenntnisse vorliegen oder nicht. 


I. Allgemeines 

1, Besitzt die Bundesregierung verfassungsschutzrechtlich relevante 
Erkenntnisse über die Zusammenarbeit von Mitghedern demokrati- 
scher Jugendorganisationen und Studentenverbänden mit in den 
Verfassungsschutzberichten des Bundes und der Länder als rechts- 
extremistisch bezeichn eten Organisationen/ Verbänden/Gruppen 
und Parteien im Jahre 1987 und 1988, und wie beurteüt die Bun- 
desregierung unter verfassungsschutzrechtlichen Gesichtspunkten 
eine solche Zusammenarbeit? 

2. Welche verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkenntnisse besitzt 
die Bundesregierung über Aktivitäten von Jugendorganisationen, 
die in Verfassungsschutzberichten des Bundes oder der Länder in 
den Jahren 1987 und 1988 als rechtsextremistisch eingestuft wer- 
den, zugunsten von im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien 
(z,B. Wahlaufrufe), und wie beurteilt die Bundesregierung solche 
Aktivitäten unter verfassungsschutzrechtlichen Gesichtspunkten? 
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Es liegen keine verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkennt- 
nisse vor, die die gewünschte Beurteilung ermöghchen. 


3. Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregierung über die Zusam- 
menarbeit von Mitgliedern und Sympathisanten der Freiheitlichen 
Deutschen Arbeiterpartei (FAP) und der Nationalistischen Front 
(NF) mit anderen rechtsextremistischen Gruppen, insbesondere der 
Gruppen der sogenannten national-freiheiüichen Rechten, und wie 
beurteilt die Bundesregierung eine solche Zusammenarbeit? 


Anhänger der FAP und der NF arbeiten mit anderen neonazisti- 
schen Gruppen zusammen. Darüber hinaus gab es gelegentlich 
gemeinsame Veranstaltungen von Anhängern der FAP und der 
„Wiking- Jugend" (WJ), die unter anderem unter dem Aktionsna- 
men „Volkstreue außerparlamentarische Opposition" (VapO) 
zusammen auftreten. Die genannten „National-Freiheithchen" 
distanzieren sich von Neonazis. 

Die Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder beobachten 
derartige Bestrebungen mit besonderer Aufmerksamkeit. 


4. Welche verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkenntnisse besitzt 
die Bundesregierung über eine Zusammenarbeit des General- 
majors a. D. der Wehrmacht, Otto Ernst Remer, mit der von der 
Bundesregierung nicht als rechtsextremistisch eingeschätzten 
Hilfsgemeinschaft auf Gegenseitigkeit der ehemaligen Soldaten 
der Waffen-SS e. V. (HIAG), insbesondere Teilnahme des Otto Ernst 
Remer an sogenannten Kameradschaftstreffen, Reden bei solchen 
Treffen und ähnliches? 


Durch Pressemeldungen, insbesondere durch den Bericht einer 
Illustrierten, wurde bekannt, daß der ehemahge Generalmajor 
Otto Ernst Remer sich an einem Tag im Mai 1985 in einem Hotel in 
Nesselwang aufhielt, als dort zur gleichen Zeit die Truppen- 
kamderadschaften der ehemahgen SS-Panzerdivisionen „Leib- 
standarte Adolf Hitler" und „Hitler- Jugend" tagten. 

Erkenntnisse über eine Zusammenarbeit dieser Truppenkame- 
radschaften oder der HIAG mit Remer hegen nicht vor. 

Soweit die Frage eine darüber hinausgehende fachhche Feststel- 
lung enthält, wird auf die Vorbemerkung verwiesen. 


5. Welche verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkenntnisse besitzt 
die Bundesregierung über die Zusammenarbeit von Mitgliedern 
und Funktionären von „rechtsextremistischen" Organisationen, 
Gruppen, Verbänden und Parteien mit sogenannten landsmann- 
schaftlichen Gruppen, insbesondere mit deren Jugendgruppen? 


Über eine bewußte und gewollte Zusammenarbeit hegen keine 
Erkenntnisse vor. 


6. Wie viele Ermittlungsverfahren mit rechtsextremistischem Hinter- 
grund gab es im Jahre 1987 und im ersten Halbjahr 1988, und wie 
viele davon waren Ermittlungsverfahren nach §§86 und 86 a StGB? 
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Für Ermittlungsverfahren der genannten Art sind ganz überwie- 
gend die Justizbehörden der Länder zuständig. Dies gilt insbeson- 
dere für Verfahren nach den §§ 86, 86a StGB. Der Bundesregie- 
rung hegen insoweit keine Erkenntnisse vor. 

Beim Generalbundesanwalt waren während des erfragten Zeit- 
raumes - anknüpfend an die Zuständigkeit des Generalbundes- 
anwalts für Verfahren nach § 129 a StGB - sieben Ermittlungsver- 
fahren anhängig. 

Soweit 1987 Gesetzesverletzungen mit rechtsextremistischem 
Hintergrund bekanntgeworden sind, wird auf den Verfassungs- 
schutzbericht 1987 Seite 128f. hingewiesen. 


7. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, daß 
„rechtsextremistische" Gruppen, Verbände, Organisationen und 
Parteien ihre Mitglieder gezielt zur Beteiligung an Treffen soge- 
nannter landsmannschaftücher Vereinigungen, z. B. am Deutsch- 
landtreffen der Schlesier, aufrufen, und wie beurteilt die Bundes- 
regierung dies unter besonderer Berücksichtigung der Tatsache, 
daß bei solchen Treffen häufig Mitglieder der Bundesregierung an- 
wesend sind? 


Die NPD fordert ihre Mitglieder regelmäßig auf, an den alljähr- 
hchen Deutschlandtreffen der Landsmannschaften teilzunehmen 
und dort Flugblätter und anderes Propagandamaterial zu vertei- 
len. Andere rechtsextremistische Gruppen tun dies gelegenthch. 
So versuchten Anhänger der FAP am 16. Juni 1985 die Rede des 
Bundeskanzlers auf dem Schlesiertreffen in Hannover zu stören. 

Die Bimdesregierung verurteilt jeden Versuch extremistischer 
Einflußnahme auf landsmannschafthche Vereinigungen. 

Verschiedenthch haben Landsmannschaften in der Vergangen- 
heit sich derart den Einflußnahmeversuchen von Rechtsextremi- 
sten widersetzt, daß sie die Verteilung von Flugblättern verboten 
oder ihnen den Zutritt zu Veranstaltungen untersagt haben. 


8. Welche von den Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der 
Länder als „rechtsextremistisch" eingestuften Gruppen, Organisa- 
tionen, Vereine und Verbände sind als „gemeinnützig" anerkannt? 

9. Womit wird die Anerkennung als gemeinnützig für diese Grup- 
pen, . . ., Verbände begründet, und welche Schritte gedenkt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um diesen verfassungsfeind- 
lichen Gruppen,..., Verbänden den Status als „gemeinnützig" 
aberkennen zu lassen und eine neuerliche Anerkennung als 
„gemeinnützig" für diese Gruppen, . . ., Verbände bzw. andere als 
rechtsextremistisch anzusehenden Gruppen,.,., Verbände auszu- 
schließen? 


Das in § 30 der Abgabenordnung verankerte Steuergeheimnis 
verbietet den Finanzbehörden, steuerliche Verhältnisse eines 
anderen ohne dessen Einwilhgung zu offenbaren. Hierunter fällt 
auch der gemeinnützigkeitsrechthche Status. 

Im übrigen geht die Bundesregierung jedem konkreten und 
beweisbaren Hinweis auf eine ungerechtfertigte Inanspruch- 
nahme steuerhcher Vergünstigungen nach (§ 52 der Abgabenord- 
nung) und veranlaßt eine entsprechende Überprüfung durch die 
zuständigen Finanzbehörden. 
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10. Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregierung über die Mit- 
gliedschaft von aktiven bzw. in den Ruhestand versetzten Offizie- 
ren der Bundeswehr in den Parteien „die Republikaner'', NPD, 
DVU-Liste D, FAP und NF, welche Ränge bekleiden bzw. bekleide- 
ten diese Offiziere, und wie beurteilt die Bundesregierung das 
Wirken solcher Offiziere in der Bundeswehr und in der öffentiich- 
keit? 


Im Rahmen der Personalbearbeitung bzw. bei Sicherheitsüber- 
prüfungen ist bekanntgeworden, daß zwei Stabsoffiziere einer der 
genannten Organisationen angehören. Erkenntnisse darüber, daß 
sie sich im oder außer Dienst aktiv für diese Organisationen 
einsetzen, liegen nicht vor. Bei einigen der genannten Organisa- 
tionen befinden sich unter den Mitgliedern auch im Ruhestand 
befindliche Offiziere. 


11. Das Verständnis des Bundesinnenministeriums über das, was 
Faschismus ist und infolgedessen im Verfassungsschutzbericht zu 
benennen und zu umschreiben ist, beruht auf der antikommunisti- 
schen Konzeption der Totalitarismusdoktrin. So wird wie folgend 
definiert: „Rechtsextremistische Bestrebungen sind dadurch ge- 
kennzeichnet, daß sie - offen oder verdeckt - die Grundlagen der 
parlamentarischen repräsentativen Demokratie ablehnen und eine 
totahtäre Regierungsform fordern" (Verfassungsschutzbericht 1985, 
S. 139, Verfassungsschutzbericht 1986, S. 149). Im weiteren Verlauf 
der Argumentation nennt der Bericht noch eine Reihe weiterer Kri- 
terien für neofaschistische Zielsetzung, wie das Anstreben einer 
„Volksgemeinschaft", „rassische Thesen", die Verharmlosung der 
Verbrechen des NS-Regimes. 

a) Wie kommt die Auswahl dieser Kriterien zustande? 

b) Auf welche Faschismustheorie stützen sie sich? 

c) Wieso sind folgende ganz entscheidende Bereiche neo- 
faschistischer Ideologie, wie Antikommunismus, Militarismus 
und Revanchismus, die von allen im Verfassungsschutzbericht 
des Bundes erwähnten rechtsextremen Organisationen getra- 
gen werden, nicht als Kennzeichen von „rechtsextremen" Grup- 
pen erwähnt/benannt? 


Grundlage für die Auswahl der Kriterien des Rechtsextremismus 
ist das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 23. Oktober 
1952 über die Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Soziah- 
stischen Reichspartei (SRP). 

Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß es nicht korrekt ist, 
wenn in der Frage behauptet wird, der Verfassungsschutzbericht 
nenne Kriterien für eine „neofaschistische'' Zielsetzung. „Faschis- 
mus" ist ein politischer Kampfbegriff, den vor allem Kommunisten 
verwenden. 

Auch die Begriffe „Antikommunismus'', „Militarismus" und „Re- 
vanchismus" eignen sich nicht, das Wort „Rechtsextremismus" in- 
haltiich auszufüllen. Diese Begriffe treffen auch auf andere poli- 
tische Felder zu. So stellt der „Antikommunismus" gerade bei 
freiheitlichen Demokraten ein wesentliches weltanschauliches 
Element dar. Der „Militarismus" wird auch von den etablierten 
kommunistischen Systemen der Warschauer Pakt-Staaten regel- 
mäßg der Weltöffenthchkeit in Schauparaden präsentiert. 


12. Wie beurteilt die Bundesregierung unter verfassungsschutzrecht- 
lichen Gesichtspunkten das Wirken der „World Anticommunist 
League", an deren Kongressen u. a. der bundesrepubhkanische 
Rechtsextremist Dr. Gerhard Frey teilnimmt? 
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Es liegen keine verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkennt- 
nisse vor, die die gewünschte Beurteilung ermöglichen. 


13. Welche verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkenntnisse besitzt 
die Bundesregierung über die Zusammenarbeit der Zeitschrift „Na- 
tion Europa" mit dem „Hilfskomitee südliches Afrika"? 


Der Herausgeber der rechtsextremistischen Monatsschrift 
„Nation Europa" gehört seit vielen Jahren dem Vorstand des 
„Hilfskomitees südliches Afrika" an. 


14. Welche verfassungsschutzrechüich relevanten Erkenntnisse besitzt 
die Bundesregierung über Kontakte von MitgUedern der im Deut- 
schen Bundestag vertretenen Parteien mit Mitgliedern/Funktio- 
nären von ausländischen rechtsextremistischen Parteien, wie z. B. 
der itahenischen MSI-DN, der französischen Front National, der 
griechischen Epen usw.? 


Keine. 


15. a) Wie erklärt sich die Bundesregierung den Widerspruch zwi- 
schen ihrer Einschätzung, daß die HIAG keine rechtsextre- 
mistische Organisation sei, und der Tatsache, daß die Mitghed- 
schaft der HIAG ausschließUch aus ehemaligen MitgUedern der 
vom Nürnberger Gerichtshof als verbrecherische Organisation 
bezeichneten und durch das KontroUratsgesetz Nummer 2 vom 
10. Oktober 1945 verbotenen mit Wiedergründungsverbot be- 
legten SS besteht? 

b) Worin besteht für die Bundesregierung der Unterschied zwi- 
schen einer Nachfolgeorganisation bzw. Ersatzorganisation für 
die verbotene SS und der HIAG, deren MitgUedschaft sich fast 
ausschUeßUch aus MitgUedern ebenjener verbotenen Organisa- 
tion zusammensetzt und die außerdem ihre Existenz auf die 
Existenz eben jener verbotenen („ehemaligen Waffen-SS") 
Organisation zurückführt? 


Die Fragestellung gibt nicht die wiederholt erklärte Auffassung 
der Bundesregierung wieder. 

Aus gerichtsverwertbarem Material ergeben sich z. Z. keine kon- 
reten Anhaltspunkte dafür, daß vom HIAG -Bundesvorstand Be- 
strebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung 
ausgehen. 

Derartige Anhaltspunkte sind aber Voraussetzung dafür, eine 
Organisation als rechtsextremistisch zu bewerten und ggf. im Ver- 
fassungsschutzbericht zu erwähnen. Ein lediglich historischer 
Zusammenhang ist nicht als ausreichender Anhaltspunkt anzu- 
sehen. 

Im übrigen wird auf das Bulletin der Bundesregierung Nr. 45 
S. 391 vom 26. April 1985, die Bundestagsdrucksache 10/6803 
vom 24. Oktober 1984 sowie auf die Stellungnahme des Bundes- 
ministers des Innern in „Innere Sicherheit" Nr. 69 vom 14. Ok- 
tober 1983 hingewiesen. 


16. a) Besitzt die Bundesregierung verfassungsschutzrechtlich rele- 
vante Erkenntnisse über personeUe/finanzieUe und organisato- 
rische Verbindungen von rechtsextremistischen Gruppierungen 
zu der Organisation „Stahlhelm- Kampfbund für Europa e.V."? 
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b) Wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung diese Verbindun- 
gen im Hinblick auf die Erklärung des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Spranger vom 17. Mai 1983: „Bei der Bundes- 
führung der Organisation Stahlhelm-Kampfbund für Europa 
e. V. sind bisher extremistische Tendenzen nicht erkennbar ge- 
worden"? 

c) Wie beurteilt die Bundesregierung die Nichterwähnung des 
Stahlhelm e. V. Kampfbund für Europa im Verfassungsschutzbe- 
richt des Bundes? 


Auf die Ausführungen in der Vorbemerkung wird verwiesen. 


17. a) Wie bewertet die Bundesregierung die periodischen Ver- 
öffentlichungen „Wir selbst", „Elemente", „Leser", „Gezeiten", 
„critikon" imter verfassungsschutzrechtlichen Gesichtspunk- 
ten? 

b) Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß alle in den o. g. 
periodischen Publikationen vertretenen Meinungen im Ein- 
klang mit der „freiheitlich demokratischen Grundordnung" 
stehen, bzw. ist die Bimdesregierung bereit, uns mitzuteüen, 
welche in diesen periodisch erscheinenden Veröffentlichungen 
getätigten Äußerungen nicht im Einklang mit der „freiheitlich 
demokratischen Grundordnung" stehen? 


Zur Zeitschrift „Elemente'" ist der Bundesregierung bekannt, daß 
sie in der Tradition der französischen „Nouvelle-Droite" steht. 
Diese Publikation verbreitet - intellektuell auf gemacht - völkisch- 
elitäre Thesen. 

Zu den übrigen Zeitschriften liegen der Bundesregierung aktuell 
keine Erkenntnisse vor, aus denen auf extremistische Bestrebun- 
gen geschlossen werden könnte. 


18. Welche verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkenntnisse besitzt 
die Bundesregierung über die Art und Weise der Arbeit des soge- 
nannten Norddeutschen Forums, der Nachfolgeorganisation der 
sogenannten Norddeutschen Kulturtage, und wie beurteüt die Bun- 
desregierung deren Arbeit unter verfassungsschutzrechtlichen Ge- 
sichtspunkten? 


Das „Norddeutsche Forum" ist keine Organisation, sondern die 
Bezeichnung einer Vortragsveranstaltung, die bislang zweimal in 
Lüneburg stattfand, nämlich vom 12. bis 14. April 1985 und vom 
4. bis 6. Aprü 1986 (vgl. Verfassungsschutzberichte 1985, S. 169, 
und 1986, S. 181). Veranstaltet wurde das „Forum" jeweils von 
einem Personenkreis, der sich von der „Deutschen Kulturgemein- 
schaft" (DKG) abgespalten hatte. Die auf dem „Forum" gehalte- 
nen Vorträge enthielten zum Teil rechtsextremistisches Gedan- 
kengut. 


19. Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregierung über die Arbeit, 
die Art und Weise des Auftretens und die Organisationsstruktur des 
„Bund heimattreuer Jugend e. V." (BHJ)? 
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Der BHJ ist ein rechtsextremistischer Jugendbund, der u. a. Fahr- 
ten und Zeltlager veranstaltet und in uniformähnlicher einheit- 
licher Kleidung auftritt. Er ist in Leiststellen, Standorte und Stütz- 
punkte geghedert. 

Zur Zeit Zeit finden im BHJ Führungskämpfe statt zwischen einer 
Gruppe, die den BHJ nach dem Vorbild der hündischen Jugend 
umformen, und einer anderen Gruppe, die seinen derzeitigen 
Charakter bewahren will. Es bleibt abzuwarten, wie dieser Streit, 
der auch vor Gericht anhängig ist, ausgehen wird. 


20. Womit begründet die Bundesregierung ihre Einschätzung, daß 
die Parteien „Patrioten für Deutschland" und „E.A.P." „. . . Kernfor- 
derungen der freiheitlich demokratischen Grundordnung nicht in 
Frage stellen" (Drucksache 11/681, Seite 7)? 


Die Einschätzung der Bundesregierung beruht auf einer Auswer- 
tung der angefallenen Erkenntnisse. 


II. Republikaner 

1. Welche verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkenntnisse besitzt 
die Bundesregierung über die Zusammenarbeit von Mitgliedern 
rechtsextremistischer Verbände, Gruppen, Organisationen und Par- 
teien mit Funktionären, Mitgliedern und Untergliederungen der 
Partei „die Republikaner"? 

Keine. 


2. Welche Unterschiede existieren auf der inhalthch/programmati- 
schen Ebene zwischen der Partei „die Republikaner" und der NPD 
bzw. der DVU-Liste D, und warum hält die Bundesregierung diese 
Unterschiede für so schwerwiegend, daß sie „die Republikaner" 
nicht als rechtsextremistisch betrachtet? 


Die Unterschiede ergeben sich aus den Parteiprogrammen und 
dem Auftreten der Parteien in der Öffentlichkeit. 


3. Wie bewertet die Bundesregierung unter verfassungsschutz- 
rechtlichen Gesichtspunkten die Tatsache, daß H, M., Verfasser des 
2. Teüs des Grundsatzprogrammes der Gruppe „Die Deutsche Frei- 
heitsbewegung" (DDF), die vom Bundesministerium des Innern als 
rechtsextremistisch eingestuft wird (vgl. Verfassungsschutzbericht 
1986, S. 181), gleichzeitig aktives Mitghed der Partei „die Republika- 
ner" und mit einem Gesellschafteranteil von 12,5 % am Verlag der 
Parteizeitung der Republikaner der Res-Publica-GmbH beteihgt ist? 


Die Mitgliedschaft von Extremisten in anderen Parteien oder 
Organisationen ist kein exklusiv rechtsextremistisches Phänomen. 
Die Zahl der Linksextremisten, die in demokratischen Organisa- 
tionen und auch Parteien Zugang gefunden haben, ist vermuthch 
erheblich höher. 

Die Bundesregierung mißbilligt jede Zusammenarbeit mit Perso- 
nen oder Organisationen, die die freiheitliche demokratische 
Grundordnung beseitigen wollen. 
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III. Ring freiheitlicher Studenten (rfs) 

1. Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregierung bezüglich neofa- 
schistischer Aktivitäten des Studentenverbandes Ring freiheitlicher 
Studenten (rfs)? 

2. Welche Verbindungen des rfs zur National Demokratischen Partei 
Deutschlands sind der Bundesregierung bekannt, und wie beurteilt 
die Bundesregierung diese vorhandenen Verbindungen unter ver- 
fassungsschutzrechtlichen Gesichtspunkten? 

3. Welche verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkenntnisse besitzt 
die Bundesregierung über Verbindungen des rfs zur Partei „die Re- 
publikaner", und wie beurteUt die Bundesregierung solche Kontakte 
unter verfassungsschutzrechtlichen Gesichtspunkten? 

4. Welche Verbindungen des rfs zur „Wicking- Jugend" , zur „FAP" und 
zur „NF" sind der Bundesregierung bekannt, und ist der Bundes- 
regierung bekannt, ob sogenannte Doppelmitgliedschaften von ein- 
zelnen Funktionären des rfs in den obengenannten Organisationen 
existieren? 

5. Welche verfassungsschutzrechthch relevanten Verbindungen des rfs 
zum „Gesamtdeutschen Studentenverband" sind der Bundesregie- 
rung bekannt, und wie beurteüt die Bundesregierung solche Verbin- 
dungen? 


Auf die Ausführungen in der Vorbemerkung wird verwiesen. 


IV. Gesamtdeutscher Studentenverband (GDS) 

1. Welche verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkenntnisse besitzt 
die Bundesregierung über Verbindungen des in der Schrift „Innere 
Sicherheit" vom August 1985 als „rechtsextremistisch" bezeichneten 
„Gesamtdeutscher Studentenverband", früher „Ostpohtischer Deut- 
scher Studentenverband", zu sogenannten landsmannschaftlichen 
Gruppen, die im „Bund der Vertriebenen" organisiert sind bzw. zu 
Gruppen, die Untergruppen/angeschlossene Gruppen oder Mit- 
gliedsgruppen von sogenannten Landsmannschaften sind, die wie- 
derum Mitgliedsgruppen des „Bund der Vertriebenen" sind, und 
welche öffentlichen Mittel haben diese Gruppen, die mit dem GDS 
Zusammenarbeiten, im letzten Jahr zur Förderung ihrer Arbeit er- 
halten? 


Der Bundesvorstand des GDS, der früher „Ostpohtischer Deut- 
scher Studenten verband e. V. (ODS)" hieß, war zeitweilig von 
Rechtsextremisten beeinflußt. 

Dieser Einfluß ist danach erhebhch zurückgegangen. 

Im Bund der Vertriebenen ist der GDS außerordenthches Mit- 
ghed. In ihm sind jedoch nur ein Teil der studentischen Gruppen 
der Mitghedsverbände des Bundes der Vertriebenen zusammen- 
geschlossen. 

Mit welchen landsmannschafthchen Gruppen der GDS im einzel- 
nen Verbindungen unterhält, ist nicht bekannt. 


2. Besitzt die Bundesregierung verfassungsschutzrechthch relevante 
Erkenntnisse über Verbindungen von Mitghedern bzw. Funktio- 
nären des Gesamtdeutschen Studentenverbandes zum „Hüfs- 
komitee südliches Afrika", und wie beurteUt die Bundesregierung 
solche Kontakte? 


Es liegen keine verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkennt- 
nisse vor, die die gewünschte Beurteilung ermöglichen. 
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3. Bezog der Gesamtdeutsche Studentenverband in den Jahren 1986, 
1987, 1988 öffentliche Mittel zur Förderung seiner Arbeit, und ist 
geplant, ihn im Jahre 1989 weiterhin mit öffentlichen Mitteln zu 
fördern? 


Ja. Ob 1989 eine Förderung erfolgen wird, kann derzeit noch nicht 
gesagt werden. 


4, Wie hoch war die Förderung des Gesamtdeutschen Studentenver- 
bandes pro Jahr seit seiner Erwähnung als rechtsextremistische 
Gruppe in der Schrift „Innere Sicherheit" vom August 1985? 


Der GDS wurde aus Mitteln des Bundes wie folgt gefördert: 



BMB 

1986 

1 000 DM 


(Restzahlung 


für 1985) 

1987 

3 000 DM 

1988 

3 000 DM 


BMJFFG BMI 

10 000 DM 

5 000 DM 5 000 DM 
5 000 DM 5 000 DM 


V. Hilfskomitee südliches Afrika 

1. Erhält das „Hilfskomitee südliches Afrika" öffentliche Mittel zur 
Förderung seiner Arbeit, und wenn ja, in welcher Höhe und seit 
wann? 

Nein. 


2. Besitzt die Bundesregierung Erkenntnisse über die Mitgliedschaft 
von Rechtsextremisten im „Hüfskomitee südliches Afrika", und 
wenn ja, welche Funktionen bekleiden sie dort? 


Auf die Ausführungen in der Vorbemerkung wird verwiesen. 


3. Welche verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkenntnisse besitzt 
die Bundesregierung über die Zusammenarbeit der Zeitschrift 
„Nation Europa" mit dem „Hüfskomitee südliches Afrika"? 


Es wird auf die Antwort zu I. 13 verwiesen. 


4. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß in der von ihr 
als rechtsextremistisch bezeichneten Zeitschrift „Nation Europa" 
(vgl. Verfassungsschutzbericht 1986, S. 185) regelmäßig Berichte 
über Tagungen, Konferenzen und Veranstaltungen des „Hilfskomi- 
tee südliches Afrika" erscheinen und die Gesamttätigkeit des Hüfs- 
komitees südliches Afrika dort umfassend positiv gewürdigt wird? 


Eine Bewertung des Vorgangs ergibt sich daraus, daß die Zeit- 
schrift als rechtsextremistisch im Verfassungsschutzbericht er- 
wähnt wird. 
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VI. Nationalrevolutionärer Koordinationsausschuß (NRKA) 

1. Welche verfassungsschutzrechtiich relevanten Erkenntnisse besitzt 
die Bundesregierung über die Organisation „Nationalrevolutionärer 
Koordinationsausschuß", welche Erkenntnisse besitzt die Bundes- 
regierung über den organisatorischen Aufbau, die theoretischen 
Grundlagen, die praktische Arbeit des Nationalrevolutionären Koor- 
dinationsausschusses? 

2. Welche verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkenntnisse besitzt 
die Bundesregierung über eventuelle Verbindungen des National- 
revolutionären Koordinationsausschusses zu anderen rechtsextremi- 
stischen Organisationen? 


Über den NRKA liegen aktuell keine verfassungschutzrechtlich 
relevanten Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor, die eine 
abschließende Bewertung zuließen. 

Im übrigen wird auf die Ausführungen in den Vorbemerkungen 
verwiesen. 


3. Welche verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkenntnisse besitzt 
die Bundesregierung über eventuelle Verbindungen des National- 
revolutionären Koordinationsausschusses zum Gesamtdeutschen 
Studentenverband und zum Ring freiheitlicher Studenten? 


Keine. 


VII. Sinus-Verlag GmbH 

1. Welche verfassungsschutzrechtlich relevanten Erkenntnisse besitzt 
die Bundesregierung über den sich in Krefeld befindenden „ Sinus "- 
Verlag, die Verbindungen dieses Verlages zur Zeitschrift „Nation 
Europa", und wie bewertet die Bundesregierung die von diesem 
Verlag herausgegebene Schriftenreihe „Edition" unter verfassungs- 
schutzrechtiichen Gesichtspunkten? 

2. Sind der Bundesregierung Verbindungen des Sinus-Verlages zu 
Organisationen wie dem „Ring freiheitlicher Studenten", dem 
„Hilfskomitee südliches Afrika" sowie zu der Zeitschrift „Student", 
in der u. a. die NPD -Mitglieder D., H. und S. publizieren, bekannt, 
und wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung diese Verbindun- 
gen unter verfassungsschutzrechtlichen Gesichtspunkten? 


Auf die Ausführungen in der Vorbemerkung wird verwiesen. 
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